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REPUBLIK ÖSTERREICH
 
BEZIRKSGERICHT JOSEFSTADT (Bitte in allen Eingaben anführen)
 

Florianigasse 8 
1082 Wien 

Tel.: +43 (01) 40177 

IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bezirksgericht Josefstadt erkennt durch die Richterin Dr. Katharina Gröger in 

der Rechtssache der klagenden Partei 

vertreten durch Mag.a Andrea LUdwig, Klagsverband zur Durchsetzung der 

Rechte von Diskriminierungsopfern, 1060 Wien, Luftbadgasse 14-16, wider die 

beklagte Partei vertreten durch 

wegen 

€ 1.000,-- s.A nach öffentlich mündlicher Verhandlung zu Recht: 

Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei € 1.000,-- samt 4 % Zinsen 

seit 04.04.2011 zu bezahlen sowie die Kosten des Verfahrens in Höhe von 

€ 108,30 (Barauslagen) binnen 14 Tagen zu Handen der Klagevertreterin zu 

ersetzen. 

ENTSCHEIDUNGSGRONDE: 

Der Kläger brachte vor, dass er Nutzer eines Rollstuhls sei. Im Mai 2009 habe er in 

der von der Beklagten betriebenen Bäckereifiliale 

einkaufen wollen. Nach einem kompletten Umbau sei diese Filiale im Frühjahr 2008 

eröffnet worden. Das zuvor dort befindliche Lokal sei durch einen stufenlosen Eingang 

für den Kläger barrierelrei erreichbar gewesen. Das jetzige Lokal habe bei seinem 

Haupteingang eine Stufe von 15,5 cm Höhe. Der Seiten- bzw. Nebeneingang sei mit 

einer Rampe versehen, diese Rampe sei mit einer Steigung von ca. 22 % jedoch für 

den Kläger nicht benützbar. Die nicht barrierefreie Filiale stelle eine mittelbare 

Diskriminierung des Klägers aufgrund einer Behinderung dar. Der Kläger mache 
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wegen Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes seinen Anspruch auf eine 

Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung mit einem immateriellen 

Schadenersatz in der Höhe von € 1.000,-- gegen die Beklagte geltend. 

Die Beklagte bestritt und brachte vor, dass sich die Steigung der Rampe aus 

technischen und gesetzlichen Notwendigkeiten ergebe. Die Anhebung des Fußbodens 

des Lokals sei aus statischen Gründen erforderlich gewesen. Ein weiteres 

Hineinragen der Rampe in den Gehsteig wäre unzulässig aufgrund der 

Fußgängerströme. Die Gestaltung der Rampe sei daher sachlich gerechtfertigt. Die 

Beklagte bemühe sich seit Jahren um die Lösung des Problems, sämtliche 

Lösungsvorschläge seien an ~inwänden der zahlreichen zuständigen Behörden 

gescheitert. Aus diesem Grund sei es auch zu keiner gütlichen Einigung im 

Schlichtungsverfahren vor dem Bundessozialamt gekornmen. Die Beseitigung der 

Barriere sei bislang wegen unverhältnismäßiger Belastungen unzumutbar gewesen. 

Es sei ein beträchtlicher Aufwand mit der Neugestaltung des Eingangsbereichs 

verbunden. Bestritten werde auch die Höhe der Entschädigung. Der Kläger sei seit 

Mai 2008 in die Gespräche und Verhandlungen involviert und wisse um die 

Bereitschaft der Beklagten zur Lösung des Problems. Angestellte seien ausdrücklich 

angewiesen, Rollstuhlfahrern ohne Begleitung über die Rampe zu helfen. Die 

Beklagte sei nach wie vor bereit, für die Barrierefreiheit zu sorgen. 

Außer Streit gestellt wurde, dass die Beklagte nach Anmietung und 

entsprechendem Umbau des Geschäftslokals im 

Frühjahr 2008 an dieser Adresse ein Verkaufsiokai für Bäckereiwaren mit 

Kaffeehausbetrieb eröffnete. Ebenfalls wurde außer Streit gestellt, dass der 

Haupteingang eine Stufe mit einer Höhe von 15,5 cm aufweist und der Nebeneingang 

mit einer Rampe (Steigung ca. 22 %) versehen ist und die Steigung der Rampe nicht 

barrierefrei im Sinne der ÖNORM B 1600 ist. 

Beweis wurde aufgenommen durch Einsicht in die Urkunden laut 

Beilagenverzeichnis sowie durch Einvernahme des Zeugen und des 

Klägers und des Geschäftsführers der Beklagten als Parteien. 
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Aufgrund des durchgeführten Beweisverfahrens steht folgender Sachverhalt fest: 

Der Beklagte ist der Geschäftsführer der Beklagten. Er eröffnete im Mai 2008 eine 

Filiale Die Eröffnung erfolgte nach einem kompletten 

Umbau der Filiale unter Zusammenlegung zweier Geschäftslokale. Eines dieser 

Lokale war zuvor barrierefrei erreichbar gewesen. Im Zuge des Umbaus stellte sich 

heraus, dass aus statischen Gründen zusätzliche Stahlträger eingezogen werden 

müssen. Der Geschäftsführer der Beklagten stand vor der Alternative, im Geschäft 

eine Stufe aufgrund der unterschiedlichen Ebenen der Lokale zu haben, oder eine 

15,5 cm hohe Stufe beim Haupteingang des Lokals. Der Geschäftsführer der 
, 

Beklagten entschied sich für die Variante einer 15,5 cm hohen Stufe vor 

dem Haupteingang. Die Baugenehmigung war noch vor dem Bekanntwerden dieses 

Umstands und dieser Notwendigkeit erteilt worden. Die Beklagte ersuchte um 

Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bei der zuständigen Behörde. Die Erteilung 

einer solchen wurde auch mündlich in Aussicht gestellt, eine Baugenehmigung ist 

jedoch ausständig. 

Bereits während der Bauarbeiten besprach sich der Kläger mit dem von der Beklagten 

beauftragten Planer der Umbauarbeiten, -::-~ , Dabei machte der Kläger 

auf die Problematik eines barrierefreien Zugangs aufmerksam. 

und war diese Problematik auch bewusst. Man dachte, dass die 

Rampe mit der Steigung von 22 % den Bedürfnissen der Rollstuhlfahrer Genüge tun 

würde, wusste aber schon damals, dass eine solche Steigung nicht gesetzeskonform 

ist. Dies teilte jemand von der Baubel1örde -. im Rahmen einer Besprechung 

auch mit nahm jedoch in Kauf, dass durch den 

Umbau in der vorgenommenen Form kein barrierefreies Lokal entstehen würde. 

In weiterer Folge wandte sich der Verein Bizeps, der sich um die Anliegen behinderter 

Personen kümmert, an die zuständigen Behörden. Bis dato wurde keine 

Baubewilligung erteilt. im Jahr 2010 war bei einer Besprechung bei der 

zuständigen Baubehörde. Dort teilten ihm zwei Juristen mit, dass der Verein Bizeps 
...

großen Druck mache und er zumindest eine Glocke sofort anbringen solle. Daraufhin 

ließ eine Behindertenglocke beim Seiteneingang, an dem sich auch die 

Rampe befindet, anbringen. Der Kläger kannte diese Behindertenglocke bis dato 

nicht. Die Glocke bleibt ungenützt. hat seinen Mitarbeitern die Anweisung 

erteilt, dass Rollstuhlfahrern Hilfestellung zu leisten ist, wenn die Glocke bedient wird. 
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Ob Rollstuhlfahrer ohne Hilfe die Rampe benützen, kann nicht festgestellt werden. 

Jedenfalls ist die Benützung der Rampe mit einer gewissen Gefahr verbunden, dies 

aufgrund der Steigung und der Frequentierung des Gehsteigs. Gegenüber der Rampe 

befindet sich ein Wartehäuschen für eine Straßenbahn. Auch der Kläger wagte es 

nicht, diese Rampe zu benützen, auch nicht mit Hilfe anderer. 

Ein Schlichtungsverfahren vor dem Bundessozialamt sc~eiterte. Dem Kläger wurde 

immer wieder von • und auch von .~, signalisiert, dass nach 

einer Lösung gesucht werde. sprach jedoch nie selbst über die 

Problematik der Barrierefreiheit mit einem Architekten, weder während des Umbaus 

noch danach. 

Um eine Lösung zu finden, fand am 15.09.2011 ein Mehrparteiengespräch statt, an 

dem auch beteiligt war. Im Rahmen dieses Gesprächs wurde eine 

Lösung erarbeitet. Diese Lösung sieht so aus, dass eine Rampe beim Haupteingang 

errichtet wird, die in das Geschäft hineingezogen wird. Sie wird ungefähr 2,40 m2 

Geschäftsfläche in Anspruch nehmen. Auch die Errichtung einer Schiebetür ist 

notwendig und es wird notwendig sein, das Geschäft ungefähr zwei bis sechs Tage 

lang zu schließen. Es könnten Kosten bis zu € 30.000,-- entstehen. Die nun 

gefundene Lösung hätte auch sogleich im Rahmen des ursprünglichen Umbaus 

umgesetzt werden können. Die Einreichung dieser Lösung steht bevor, derzeit werden 

die notwendigen Unterschriften gesammelt. 

Der Kläger fühlt sich durch die mangelnde Barrierefreiheit der Bäckerei beeinträchtigt. 

Er war sehr enttäuscht, dass einem barrierefreien Lokal ein nicht barrierefreies folgt. 

Er ist ehrenamtlich im Verein Bizeps, welcher sich neben der Bäckerei befindet 

beschäftigt, und hatte die Bäckerei, die sich zuvor im Geschäftslokal befand, des 

öfteren frequentiert. 

Der festgestellte Sachverhalt beruht auf den oben angeführten Beweismitteln und 

folgender Beweiswürdigung: 

Der Sachverhalt ist im Wesentlichen unstrittig. Aus der Aussage des 
~.' 

zusammen mit der Aussage des Zeugen ' ergab sich, dass die mangelnde 

Barrierefreiheit zum Zeitpunkt des Umbaus bewusst in Kauf genommen wurde. Erst 

im Laufe der Einvernahme kristallisierte sich heraus, dass die Ausnahmegenehmigung 
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gar keine schriftliche war, sondern nur mündlich avisiert wurde. Wohl deshalb konnten 

auch keine entsprechenden schriftlichen Unterlagen vorgelegt werden. Die Aussagen 

des dass 50 % der Rollstuhlfahrer über die Kante "springen" würden, zeigt 

seine Einstellung zu dieser Angelegenheit. 

Der Kläger wirkte vor dem Gericht überzeugend. So konnte ihm auch gefolgt werden, 

dass er die nun durchgeführte Lösung schon mit besprochen hatte. 

Das Gericht hat den Eindruck, dass die Lösung jedoch aufgrund der Kosten nicht 

früher umgesetzt wurde. 

Rechtlich folgt daraus: 

nahm bewusst in Kauf, dass der Umbau aus Kostengründen nicht 

barrierefrei erfolgte. Ihm genügte die Aussicht, dass die Baubehörde eine 

Ausnahmegenehmigung erteilen würde. Er war nicht daran interessiert, tatsächlich 

eine behindertengerechte Lösung zu finden. 

Auf Grund einer Behinderung darf gemäß § 4 Bundes-Behindertengleichstellungs

gesetz (BGStG; BGBI I Nr. 67/2008) niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert 

werden. Eine Behinderung iSd BGStG ist bei einer nicht nur vorübergehenden 

voraussichtlich mehr als sechs Monate andauernden - körperlichen, geistigen oder 

psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen 

gegeben, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben der Gesellschaft zu erschweren (§ 3 

BGStG). 

Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale 

Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche 

Menschen mit Behinderungen gegenüber anderen Personen in besonderer Weise 

benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder 

Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges 

Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles ... 
angemessen und erforderlich (§ 5 Abs 2 BGStG). 

Die nicht barrierefreie Filiale stellt eine Barriere und somit mittelbare 

Diskriminierung des Klägers aufgrund einer Behinderung durch die beklagte Partei 

gemäß § 5 Abs 2 BGStG dar. 
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Gemäß § 115 Abs 1 Bauordnung für Wien (BO für Wien, idgF 02/04/2009 LGBI Nr 

25/2009) müssen Handelsbetriebe mit Konsumgütern des täglichen Bedarfs so 

barrierefrei geplant und ausgeführt sein, dass die für Besucher und Kunden 

bestimmten Teile auch für Kinder, ältere Personen und Personen mit Behinderung 

gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich sind. 

Diese Anforderungen sind sowohl für Zu- oder Umbauten zu erfüllen (§ 115 Abs 4 

BO für Wien), als auch im Falle von bloßen Änderungen oder Instandsetzungen. Denn 

im Hinblick auf den Zweck der Vorschrift des § 115 Abs 1 BO für Wien und unter 

Berücksichtigung der in § 109 BO für Wien normierten allgemeinen Anforderungen an 

die Nutzungssicherheit von Ba~werken darf eine solche Baumaßnahme nicht dazu 

führen, dass für Besucher und Kunden bestimmte Bauwerke oder Bauwerksteile für 

ältere Personen und Personen mit Behinderung nicht mehr gefahrlos und tunlichst 

ohne fremde Hilfe zugänglich sind (Verbot der Verschlechterung). 

Die ÖNORM B 1600. die den aktuellen Stand der Technik darstellt, konkretisiert, 

welche Anforderungen an die Eingangssituation der Filiale zu stellen sind, damit ein 

barrierefreier Zugang ermöglicht wird. Die bauliche Barriere widerspricht damit der BO 

für Wien und wurde sohin rechtswidrig errichtet. Die Übergangsfristen gemäß § 19 

Abs 1 Z 2 BGStG kommen aus diesem Grund nicht zum Tragen. 

Die beklagte Partei hat den Kläger durch die mangelnde Barrierefreiheit der 

Bäckerei sowohl rechtswidrig als auch schuldhaft diskriminiert. 

Dem Kläger steht daher eine Entschädigung für die erlittene persönliche 

Beeinträchtigung gegen die beklagte Partei mit einem für die erhebliche Erschwernis 

und die erfahrene Kränkung angemessenen Betrag in der Höhe von € 1.000,-- zu. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 41 iVm § 54 Abs. 1 a ZPO. 

Bezirksgericht Josefstadt, Abteilung 4
 
Wien, 14. November 2011
 

Dr. Katharina Gröger, Richterin
 

Elektronische Ausfertigung 
gemäß § 79 GOG 
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